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Bremen. Bundesverkehrsminister Volker
Wissing (FDP) will die Deutsche Bahn zu-
kunftsfähig machen. Angekündigt sind zu-
nächst konzerninterne Umgestaltungen –
unter anderem soll eine gemeinwohlorien-
tierte Infrastruktursparte gegründet wer-
den. Damit, so die Hoffnung, könnten Sa-
nierung und Neubau im Schienennetz
schneller vorangehen. Die Herausforderun-
gen sind nach jahrzehntelanger Vernach-
lässigung groß – auch in Bremen und Nie-
dersachsen. Wie sehen Experten und Initia-
tiven aus der Region die Zukunft der Bahn?
Was muss sich dringend ändern? Ein Über-
blick.

DieneuenBahn-Pläne:Zum 1. Januar 2024
sollen die DB Netz AG und die DB Station
und Service AG zu einer neuen Infrastruk-
turgesellschaft verschmolzen werden. Die
Gewinnmaximierung soll in dieser Gesell-
schaft keine Rolle mehr spielen. Eine be-
reits auf den Weg gebrachte Änderung
am sogenannten Bundesschienenwegeaus-
baugesetz hängt eng mit den Plänen zu-
sammen. Maßnahmen könnten dank der
Gesetzesänderung künftig optimierter und
gebündelt umgesetzt werden, heißt es aus
dem Bundesverkehrsministerium. Zudem
soll der Bund zukünftig mehr Spielräume
bei der Finanzierung bekommen, beispiels-
weise auch die Instandhaltung von Bahn-
höfen unterstützen können.

So reagierenFahrgastvertreter:Fahrgast-
verbände reagieren vorsichtig optimistisch
auf Wissings Pläne. Die Gründung einer ge-
meinwohlorientierten Gesellschaft sei
„wichtig und richtig“, sagt Malte Diehl. Der
Landesvorsitzende des Fahrgastverbandes
Pro Bahn Bremen/Niedersachsen erhofft
sich eine verbesserte Kommunikation in-

nerhalb des Konzerns. Die bisherige Tren-
nung zwischen der DB Netz AG, die für das
Schienennetz zuständig ist, und der DB Sta-
tion und Service AG (verantwortlich für die

Bahnhöfe) sieht er kritisch. Dirk Flege, Ge-
schäftsführer der Allianz pro Schiene, sagt:
„Die Gesetzesnovelle ist der erste Schritt
der versprochenen Bahnreform. Bislang
hörte die Finanzierungsverantwortung des
Bundes an der Bahnsteigkante auf.“

Was für Skepsis sorgt: Auch in einer ge-
meinwohlorientierten Struktur sei nicht ga-
rantiert, dass Projekte schneller geplant
würden, sagt Diehl. Unklar ist weiterhin
die finanzielle Ausstattung der Deutschen
Bahn. Laut Ampel-Koalition benötigt der
Konzern zur Deckung des Investitionsbe-
darfs bis 2027 rund 45 Milliarden Euro. Er-
hebliche Zweifel an einer echten Bahnre-
form hegt Carsten-Wilm Müller, Professor
für Verkehrswesen an der Hochschule Bre-
men. „Die Botschaft höre ich wohl, aber mir
fehlt der Glaube“, sagt Müller. Für echte
Fortschritte seien große Summen gefragt.
Dass Bundesfinanzminister Christian Lind-
ner (FDP) „20, 30 oder 40 Milliarden Euro
lockermacht“, könne er sich nicht vorstel-
len. Auch Diehl bezweifelt, dass Lindner
das Bundesverkehrsministerium von sei-
nem Sparkurs ausnimmt.

Das kommt auf Fahrgäste zu: „Alle Ver-
kehrsminister in den vergangenen 20 Jah-
ren haben die Bahn massiv vernachlässigt“,
sagt Malte Halim vom Verkehrsclub
Deutschland (VCD) in Bremen. Halim, Mül-
ler und Diehl sind sich einig, dass Versäum-
tes nicht kurzfristig aufzuholen sei. Fahr-
gäste müssen demnach auch in den nächs-

ten Jahren mit unpünktlichen und ausge-
fallenen Zügen leben. Diehl sagt sogar eine
weitere Verschlechterung voraus – wegen
des jahrelangen Sanierungsstaus werden
sich ihm zufolge demnächst die unbedingt
notwendigen Bauarbeiten häufen. Das oh-
nehin überlastete Netz würde dann noch
stärker beansprucht. Mittelfristig, so Diehl,
gebe es aber Aussicht auf Besserung. Er
nennt das Jahr 2030 als Anhaltspunkt.

Wünsche für Bremen und die Region:Als
dringendes Infrastrukturprojekt gilt das
dritte Gleis zwischen Bremen-Burg und
dem Hauptbahnhof – der Abschnitt ist no-
torisch überlastet. Seit Jahren wird der Aus-
bau gefordert, einen Termin gibt es bislang
nicht. „Mittlerweile könnte man sogar über
ein viertes Gleis nachdenken“, sagt Diehl.
Ein drittes Gleis bringe 20 Prozent mehr Ka-
pazität, während vier Gleise einen Zuwachs
von 90 bis 100 Prozent bedeuteten. Grund-
sätzlich müsse der Knotenpunkt Bremen
weiter ausgebaut werden. Halim fordert zu-
dem eine bessere Verbindung nach Bremer-
haven – vor allem für den Güterverkehr.
Müller nennt keine konkreten Projekte, plä-
diert aber generell für mehr Realismus.
Große Zukunftsvisionen mit jahrzehnte-
langen Vorlaufzeiten seien unzuverlässig,
vielmehr müsse man „sich ehrlich machen
und manchmal auch einen Schritt zurück-
gehen“. Einer seiner Vorschläge: Im Zwei-
felsfall lieber einen weniger dichten Takt
anbieten, der dafür zuverlässig umgesetzt
werden kann.

„Mir fehlt der Glaube“
Warum der Bremer Verkehrsexperte Carsten-WilmMüller eine erfolgreiche Umsetzung der Bahnreform bezweifelt

Ausbau und Sanierung des Schienennetzes sollen schneller vorangehen – so lautet zumindest das Ziel. FOTO: WEIHRAUCH/DPA

von Felix Wendler

SPD-Politiker
Manfred Oppermann ist tot

Engagiert für Jugendliche und Häfen

Bremen. Der langjährige Bremer Kommu-
nal- und Landespolitiker Manfred Opper-
mann ist tot. Er starb am vorigen Sonn-
abend im Alter von 72 Jahren. Der Bremi-
schen Bürgerschaft gehörte er von 1999 bis
2015 an, unter anderem als stellvertreten-
der Vorsitzender des Petitionsausschusses.

Nach dem Hauptschulabschluss und
noch während seiner Ausbildung zum Spe-
ditionskaufmann trat er im Jahr
1968 in die SPD ein, kurz zuvor
auch in die Gewerkschaft ÖTV
(heute Verdi). Politisch enga-
gierte er sich zunächst lange im
Beirat Huchting, auch die Fu-
sion der beiden SPD-Ortsvereine
Grolland und Huchting geht
letztendlich auf ihn zurück. Ab
1996 wirkte er zudem als Vize-
vorsitzender im einflussreichen
SPD-Unterbezirk Stadt.

In der Bürgerschaft lagen
ihm – schon bedingt durch seine
Ausbildung – vor allem die The-
men Häfen und Verkehr am Herzen. So op-
ponierte er im Jahr 2012 innerhalb des ers-
ten rot-grünen Bündnisses gegen Pläne,
den Umschlag von radioaktiven Gütern zu
verbieten. Lange saß er auch im Aufsichts-

rat der Hafenbetreibergesellschaft Bremen-
ports, war zudem Vorstand der Parlamen-
tariergruppe „Bahn“.

Im Petitionsausschuss der Bürgerschaft
musste er unter anderem den Sparkurs in
drei Polizeirevieren vermitteln. 3000 Bre-
mer hatten 2013 gefordert, die stark ver-
kürzten Öffnungszeiten zurückzunehmen
– was der Petitionsausschuss mit Bedauern
ablehnte. „Ich hätte auch lieber eine Hun-
dertschaft von Polizeibeamten auf den Re-

vieren“, sagte Manfred Opper-
mann damals. Aber angesichts
der angespannten Personalsitu-
ation seien sie „auf der Straße
wichtiger“.

Neben den wirtschaftlichen
Interessen Bremens verlor der
spätere Immobilienmakler auch
das Soziale nie aus den Augen.
So war er viele Jahre Präsidiums-
mitglied im Kreisverband Bre-
men der Arbeiter-Wohlfahrt. In
den letzten Jahren engagierte er
sich vor allem bei den ehrenamt-
lich tätigen Nachtwanderern,

die an den Wochenendabenden als An-
sprechpartner für Jugendliche durch die
Stadtteile der Hansestadt ziehen und bei
Konflikten auch deeskalieren und schlich-
ten.

von Joerg Helge Wagner
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Geschäftsführung der Fraktion

Bremen/Bremerhaven. Beate Gissel-Baden
wird Geschäftsführerin der Fraktion Bündnis
Deutschland in der Bremischen Bürgerschaft.
Laut einer Mitteilung des Fraktionsvorsitzen-
den Jan Timke wird sie ab 1. Juli ihre neue Tä-
tigkeit antreten. „Wir freuen uns, dass wir mit
Frau Gissel-Baden eine kompetente Frak-
tionsgeschäftsführerin gewinnen konnten.
Die Fraktionsgeschäftsführung ist ja die
Schnittstelle zwischen Fraktion und Bürger-
schaftsverwaltung“, so Jan Timke. Mit ihr
könne die Partei auf eine fast 50-jährige Ver-
waltungserfahrung zurückgreifen. Für die Or-
ganisation der Fraktionsarbeit sei ihre Füh-
rungsqualität zudem sehr hilfreich. Als ehe-
malige „Hüterin der Finanzen“ in Bremerha-
ven werde sie den Abgeordneten in Haus-
haltsfragen zur Verfügung stehen.

Beate Gissel-Baden war fast 50 Jahre beim
Magistrat beschäftigt, zuletzt mehrere Jahre
als Leiterin des Rechnungsprüfungsamtes der
Seestadt. Seit Dezember 2020 ist sie im Ruhe-
stand. Mit Oberbürgermeister Melf Grantz
(SPD) kam es des öfteren in Fragen der Aus-
gabenpolitik des Magistrats zu Auseinander-
setzungen. 2016 war die Wählervereinigung
Bürger in Wut, wie das Bündnis Deutschland
zuvor hieß, mit dem Antrag gescheitert, Beate
Gissel-Baden als weitere Kandidatin kurzfris-
tig ins Rennen um das Amt des Oberbürger-
meisters von Bremerhaven zu schicken.

Gissel-Baden geht zu
Bündnis Deutschland

LD

Beate Gissel-Baden,
ehemalige Leiterin
des Bremerhavener
Rechnungsprüfungs-
amtes.FO

TO
:A

R
C

H
IV

/S
C

H
ES

C
H

O
N

K
A

ANZEIGE

Kuratorium für den Theodor-Wolff-Preis · Markgrafenstraße 15 · 10969 Berlin · Telefon: 030-726298-212 · www.theodor-wolff-preis.de

Die Zeitungen in Deutschland

Journalistenpreis der Digitalpublisher
und Zeitungsverleger

DIE NOMINIERTEN 2023

MEINUNG

„Der Garten und der Dschungel“
Dunja Ramadan

Süddeutsche Zeitung, München

„Bloß keine Ausweglosigkeit“
Johannes Schneider
Zeit online, Hamburg

„Zwei Jahre Corona – und wir
haben so wenig verstanden“

Jakob Simmank
Zeit online, Hamburg

REPORTAGE

„Dem Sturm ausgeliefert“
Moritz Aisslinger
Die Zeit, Hamburg

„Ihr Leben war ein Fest.
Dann hatten sie genug“

Eva Schläfer
Frankfurter Allgemeine

Sonntagszeitung

„Raus aus den Betten!“
Thorsten Schmitz

Süddeutsche Zeitung, München

BESTES LOKALES
DIGITALPROJEKT

„Klimazentrale Stuttgart“
Jan Georg Plavec

und
Simon Koenigsdorff
Stuttgarter Zeitung und
Stuttgarter Nachrichten

„Pflege-Liveblog
in der Klinik:

16 Stunden am Limit?“
Peter-Pascal Portz

VRM, Mainz

„Hilfe für die Ukraine“
Patrick Schwemling

Mindener Tageblatt

BESTES LOKALES STÜCK

„Tatort Kita-Küche“
Manuela Müller

Freie Presse, Chemnitz

„Viele Kühe machen Mühe“
Henning Rasche

Rheinische Post, Düsseldorf

„Endlevel Hass“
Julia Ruhnau

Nürnberger Nachrichten

THEMA DES JAHRES
„DER KRIEG IN EUROPA UND

DIE DEUTSCHE ZEITENWENDE“

„Schreckliche neue Welt“
Daniel Brössler

Süddeutsche Zeitung, München

„Einmal Hölle und zurück“
Cathrin Kahlweit

Süddeutsche Zeitung, München

„Die Krisenmanagerin“
Valerie Schönian
Die Zeit, Hamburg

Sie haben journalistische Glanzstücke geliefert – brillant in Sprache, Stil und Form, Zeugnisse einer demokratischen
und gesellschaftspolitischen Verantwortung. Sie stehen damit in der Tradition von Theodor Wolff (1868 – 1943), dem

einstigen Chefredakteur des legendären »Berliner Tageblatts«. Die Preisträger werden am 21. Juni gewählt.


